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Opferschutz durch Strafrecht? Zum Unwertgehalt der
Genitalverstümmelung

(zu Habn, ZRP 2010,37)

Hahn.hatdas geltende Recht in zwei von drei Punkten zutreffend
aufgezeigt: Erstens: Die Taten der weiblichen Genitalverstüm-
melung lassen sich in den allermeisten Fällen lediglich unter den
Tatbestand der $$ 223 1,224 | Nr. 2 SIGB subsumieren, nicht
aucl'r unter den der $$ 223 I,226 I Nr. 2 SIGB. Denn Genitalien
sind keine Glieder. Iluen fehlt das für die Belahung der Glied-
eigenschaft nötige Gelenk. Der Gesetzgeber (BR-Plenarprot.

I

Die Tat ist nicht in den $S 5, 6 SIGB aufgeführt, und in einiqen

Fällen sind weder Täter noch Opfel Deutsche (vgl' $ 7 SIGB)'

Drittens: Überholt sind die Ausführungen Habns zurn Veriäh-
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rungsrecht. Mit Wirkung ab dem i. i0. 2009 ist ein neuer

$ 7Sb I Nr. 1 SIGB in I(raft getreten, der lautet:

,,[Die Verjlhrung ruht] bis zur Vollendung des achtzehnten
Lebensjahres des Opfers bei Straftaten nach dcr.r $li 174 bis
174c,  1.76 b is  179 r" rnd 225 sowie nach den $$ 224 und226,
wenn mindestens ein Beteil igter durch dieselbe Tat $ 225 SIGB
verletzt" (BGBI I 2009, 2280 122851).

Der Verjährungsfristbeginn ist aLrf den Zeitpunkt des Eintritts
der Voll jährigkeir gelegt worden. Die Veriährungsfristdar'rer be-
trägt trnverändert zehn Jahre; $$ 224 I, 78 III Nr. 3, IV SIGB.
Ein verletztes Mädchen hat bis zur V<ll lendung des 28. Lebens-
jahres Zeit, Strafanzeige zu erstatlen.

Hahn hat Lebenssachverhalte verkannt. Erstens: Damit, dass
ein verletztes Mädchen seine Eltern anzeigt, ist nicht zu rechnen,
insbesondere dann nicht, wenn die Tat - wie hier - eine kulturell
t ief verwrirzelte ist (vgl. Dirie,Brief an meine Mutter,2. Aufl.

t2008]). Insoweit hilft auch nicht das sehr begrüßenswerte Ru-
hen der Verjährungsfrist. Es obliegt der Staatsanwaltschaft,
Kenntnis von den Taten zu erlangen - auf andere Weise als
durch Strafanzeige der Opf.er. Zweitens: Strafrecht schützt
nicht. Es hat allein die Funktion der Sicherung der Staatsgewalt;
es dient der \Uahrung der Autorität des Staates als Normgeber.
\üer gegen staatliche Normen verstößt' wird bestraft - selbst
dann, wenn er sich auf kulturelle Normen beruft, welche das
rechtlich Verbotene gebieten. Eine abschreckende Wirkung des
Strafrechts ist wissenschaftlich nicht belegbar. Alle Straftaten
werden trotz gesetzlicher Verbotsvorschriften begangen. Das
Strafrecht in seiner prozessualen Anwendung ist nicht entbehr-
lich geworden. Wer den Schutz deutscher und ausländischer
Mädchen vor den eigenen Eltern wünscht, welche aus einem
einschlägigen Herkunftsstaat stammen, muss anders vorgehen.
Maßnahmen zum Schutz vor weiblicher Genitalverstümmelung
sind wirksam, sofern sie nicht nLrr zur Abwehr der konkreten
Gefahr im Einzelfall (2. B. auf Grund des $ 8a SGB VIII und der
$$ 1666, 1684 BGB), sondern auch zur Abwehr der abstrakten
Gefahr ergriffen werden. ZuLetzterem taugen mittel- und lang-
fristig wirkende Maßnahmen zur Bewusstseins- und Verhaltens-
änderung, zu denen sozialpädagogische und migrationsspezi-
fische Beratungsangebote zählen (vgl. $ 45 S. 1 AufenthG; BT-
Dr 1.619420 v. 4.6.2008). Für staatl iche Maßnahmen dieser
Art sind die Länder zuständig, zum Beispiel das hessische Minis-
terilrm für Integration etc. \0erden sie ergriffen, steigt irgend-
wann auch die Bereitschaft Angehöriger, Strafanzeige zu erstat-
ten. \üer dagegen bereits das Strafrecht als solches als ein wirk-
sames Mittel zum Schutz Bedrohter ansieht, Iehnt sich zu früh
zurtick. Drittens: In immer mehr Staaten, in denen die weibliche
Genitalverstümmeh.rng praktiziert wird, wird die Tat strafge-
setzlich verboten. Und in immer mehr Staaten wird die Tat auch
strafverfolgt. Schtießlich sind in vielen Fällen auf Grund des $ 4
III 1 SIAG (ius soli) die Opfer deutsche Staatsangehörige. Einer
Ergänzung der gg 5, 6 SIGB bedarf es nicht unbedingt.

Zuzustimmen ist der Forderung Hahns, die Tat der weibliclren
Genitalverstümmelung stärl<er zu ahnden, als es bisher vorgese-
hen ist. Beizupflichten ist den Argumenten' dass der Staat eir-r
eindeutiges Signal setzen möge, dass er solche l(örperverletzun-
gen auf keinen Fall tolericrt, sondern - ein frommer Wunsch -

enelgisch bekämpft, sowie dass der Unrechtsgehalt der Tat bei
einerl Sanktion mit Freiheitsst,:afe von lediglich sechs Monaten
bis zu zehn Jzrhren nicht ausreichend oder angemesscn gewür-
digt sei. Wlircle ein ,,Urcleutscher" seiner Tochter die är"rßeren
Genitalien abschneiden, wäre das Medieneclro groß. Von den
mcisten Menschen Er-rropas werden gefühlsmäßig vier oder fünf

.falrre Freiheitsstrafe für den Täter gefordert. Der lJnwertgehalt
der Tat l icgt also deutlich übcr clcnrjcnigen der in $ 224 SIGI)
aufgefrihrtcn Tatcn. Diesc werdcn heutzr.rtage im Schnitt rnit
ungcfähr drei.fahren Freiheitsstrafe geahrrdet (vgl. die Entschei-
dungerr der Ausgangsinstrnzen in BGII, NSIZ-RR 2006, 37 -

2lahre 6 Monate; NStZ-ltR 2006, 140 - 2 Jahre 8 Monate;

strafe lässt sich - zutreffend - viel leichter überzeugen' Das

wäre auch ein klares Bekenntnis des Staates.

Lebensjahres des Opfers bei Straftaten nach den $$ 174 bis
1'7 4 c, !7 6, L7 6 a, I77 bis 179,225 und 226" lauten'

Rechtsanwab Dirk Wüstenberg, Offenbacb a' M'


